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Die jüngsten Landtagswahlen und mehr als 40% Zustimmung für eine gesichert rechtsextreme 
Partei sind nur die Spitze des Eisbergs und nur das vorerst drastische Ergebnis einer 
Entwicklung, die sich seit vielen Jahren in der politischen Landschaft abzeichnet. Die 
Zustimmung zu rechtsextremen Parteien bei Wahlen wird immer größer, der Rückhalt der und 
die Zufriedenheit mit der Bundesregierung nimmt ab. Auf nahezu allen Ebenen gewinnt 
Rechtspopulismus an Zustimmung. 

Die derzeitigen Wahlergebnisse und die politische Stimmung haben echte Auswirkungen für die 
Menschen. Für alle Demokrat*innen, aber vor allem für queere, weiblich gelesene, 
migrantisierte Menschen und politisch aktive Menschen. Aber auch Menschen, die auf ein 
Einkommen aus Arbeit angewiesen sind. Wer über den Rechtsruck und den Zustand unserer 
politischen Landschaft spricht kann das nicht tun, ohne die Solidarität mit den Menschen zu 
bekunden und praktisch werden zu lassen, die unter diesen Verhältnissen leiden. 

Das Erstarken der AfD ist nicht nur eine Erschütterung der politischen Landschaft, sondern 
auch eine Bedrohung für unsere Demokratie und vor allem für die Menschen, die hier leben. 
Das Grundgesetz verfügt zu Recht über konkrete Instrumente, um sich gegen diejenigen zu 
wehren, die fundamentale demokratische Prinzipien bekämpfen. Wir fordern zum wiederholten 
Mal alle Verfassungsorgane, die dazu berechtigt sind, auf, den Prüfauftrag für das Verbot der 
AfD vor dem Verfassungsgericht zu stellen. Es ist selbstverständlich, dass sich dadurch das 
politische Problem nicht auflöst, wohl aber ist es dringend geboten, die konkret drohende 
Gefahr für Demokratie und Menschen abzuwenden. 

Die aktuelle Krise ist größer als eine Partei oder eine Summe von Parteien und ist auch größer 
als die aktuelle Bundesregierung oder alle Landesregierungen zusammen. Die Frustration vieler 
Menschen geht über einzelne politische Akteure hinaus und bezieht sich auf das gesamte 
politische System. Viele der Disruptionen, die wir im Moment erleben, sind daher grundlegende 
systemische Probleme. Wir werden uns damit auseinandersetzen müssen, welche positiven 
Veränderungen wir am politischen System schaffen können. 

Alle Parteien, allen voran die SPD, müssen den Mut finden, wirklich Dinge anders zu machen. 
Ein Verharren in der Situation und ein Zurück zur Normalität wären eine existenzielle Bedrohung 
für unsere Partei. Oftmals wird ein Veränderungsbedürfnis nach verlorenen Wahlen weit geteilt, 
wenn es aber zu konkreten Entscheidungen kommt, werden eingeübte und gelernte 
Verhaltensweisen wiederholt und schon oft gemachte Fehler reproduziert, weil die Bereitschaft 
und der Mut fehlt, Dinge kontrovers zu entscheiden und anders zu machen. Das führt zu einer 
stückweisen Normalisierung. Es ist Zeit, dass sich was ändert! 

Raus aus dem Überlebensmodus und rein in die Offensive für Gerechtigkeit! 

Die aktuelle Bundesregierung ist auf vier Jahre gewählt. Damit sie diese volle Amtszeit auch 
erreicht, ist jetzt ein grundlegender Kurswechsel notwendig. Der momentan entstehende 
Schaden für das politische System und die Regierungsparteien ist immens. Mit “Weiter So” und 
“mehr vom Gleichen” ist es nicht möglich, Zustimmung zurückzugewinnen.  

Der Ansatz des “Deliverism” - also dass wir nur in der Bundesregierung überhaupt voran 
kommen müssen, und sich dann Zustimmung für die Regierung und die SPD einstellt - löst sich 
nicht ein, da die Projekte der Bundesregierung unserer gesellschaftlichen Zielvorstellung 
entgegenstehen (Migration, Sozialstaat). Es reicht nicht zu liefern, es braucht die richtige 
Lieferung. Es hilft auch nicht weiter, den Leuten zu erklären, man würde ja liefern, wenn sie 



nicht den Eindruck haben, dass die Lieferung bei ihnen ankommt. Das ist kein in erster Linie 
kommunikatives, sondern ein hartes real politisches Problem. 

Es braucht Reformen für mehr Gerechtigkeit statt einer “Wir müssen den Gürtel enger 
schnallen”-Politik. Dazu gehört zum Beispiel die Anerkennung von Lebensleistung und die 
abschlagsfreie Rente nach 45 Beitragsjahren. 

Eine Zeit der Unsicherheit erfordert einen stabilen Sozialstaat. Sozialstaat bedeutet nicht nur 
Almosen und Hilfe für die Ärmsten, sondern einen garantierten Lebensstandard weit in die 
ökonomische Mitte hinein. Zur Finanzierung braucht es eine gerechte Beteiligung von riesigen 
Vermögen, unter anderem durch ein radikal anderes Erbschaftssteuersystem. Hierzu müssen in 
diesem Herbst konkrete Umsetzungen beginnen. 

Die dringend notwendigen Reformen in der Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) müssen 
Teilhaberechte von Kindern und Jugendlichen stärken, nicht einschränken. Kürzungen bei 
Leistungen für armutsgefährdete Kinder, Jugendliche und Familie dürfen von der SPD in der 
Regierung nicht mitgetragen werden. 

Wir wollen langfristige Transformation und kurzfristige Umverteilung gleichermaßen: Mehr 
staatliches Geld bringt auch mehr private Investitionen. Das Sondervermögen für Infrastruktur 
und Klimaschutz muss massiv ausgeweitet werden, um langfristige strukturelle Veränderungen 
des deutschen Wirtschafts- und Wohlstandsmodells zu schaffen. 

Es muss sich was ändern in der inhaltlichen Ausrichtung und für die strukturelle Substanz 
der SPD 

Die SPD befindet sich auch eineinhalb Jahre  nach der Bundestagswahl und rund ein Jahr nach 
dem letzten Bundesparteitag in einer existenziellen Krise. Eine inhaltliche und strategische 
Neuaufstellung der Partei ist nicht zu erkennen, wohl aber dringend notwendig. Umfragewerte 
zur Bundestagswahl zeigen genauso wie reale Wahlergebnisse der letzten Landtags- und 
Kommunalwahlen: Die SPD ist im Existenzkampf. 

Die SPD hat mit dem Votum der Mitglieder entschieden, in diese Koalition zu gehen. Auch wenn 
man die Beteiligung der SPD an dieser Koalition nicht grundlegend in Frage stellt, rechtfertigt 
dieses Votum nicht einfach pauschal jedes Regierungshandeln. Die SPD ist in dieser Koalition 
und in der aktuellen gesellschaftlichen Debattenlage in einer schwierigen Situation und 
mächtigen Zwängen ausgesetzt. Doch auch das ist nicht neu und rechtfertigt nicht einfach 
alles. Unser Anspruch an die SPD ist, politische Antworten aufzuzeigen, die über die Zwänge 
der Koalition hinausweisen und die gleichzeitig geeignet sind, der Koalition die dringend 
nötigen Impulse in drängenden Fragestellungen zu liefern. 

Die Strategie von Partei- und Fraktionsführung, die SPD in der Bundesregierung vorrangig als 
die Partei zu positionieren, die zumindest arbeitsmarkt- und sozialpolitisch die größten 
“Grausamkeiten” der Unionsparteien verhindert, geht erkennbar nicht auf. Viele der als 
“Sozialreformen” verkauften Kürzungsprogramme gehen dabei über die Vereinbarungen im 
Koalitionsvertrag und damit über die von den Mitgliedern bestätigte Grundlage des 
Regierungseintritts hinaus. 

Die historische Krise der SPD ist keine Krise der Spiegelstriche in einzelnen Gesetzesvorhaben. 
Es ist eine Krise der Debattenhoheit: Wir verlieren zunehmend unser ideologisches Fundament 
und damit die Grundlage, Begeisterung für ein stringentes politisches Projekt zu entwickeln. 
Wir müssen Debatten wieder von vorne führen und uns gemeinsam mit unseren Verbündeten in 
der Gesellschaft wieder stark machen. Der Diskursverschiebung hinterher zu regieren ist 
nachweislich nicht erfolgreich. 



Aufrufe und Mahnungen in der Partei “Macht doch mal selbst vor Ort” sind in einer 
demokratischen Organisation mit geteilter Verantwortung grundsätzlich richtig. Gleichzeitig 
dominiert die SPD im Bund die Wahrnehmung der Marke “SPD” in überwältigendem Maße. Eine 
Partei, in der Initiativen vor Ort gefördert werden und in der aus der Breite inhaltliche Impulse 
mit einer grundsätzlichen Fundierung entstehen, ist auch eine Führungsaufgabe und muss 
gewünscht sein. In der aktuellen Partei ist das Gegenteil der Fall: Die Demobilisierung der 
eigenen Partei und das strukturelle Ausbluten wird in Kauf genommen, weil es dazu führt, dass 
organisierte Opposition in der Partei zurückgeht. Als Problem gesehen wird die strukturelle 
Erosion und der Substanzverlust vor allem dann, wenn Leute fehlen, die an den Infoständen 
Flugblätter mit der SPD Position verteilen. 

Initiativen, über die Regierungsinhalte hinaus Themen zu setzen, wie im Winter zur 
Erbschaftssteuer, werden unmittelbar wieder eingestellt und sind nicht inhaltlich unterfüttert. 
Führungspersonal, das außerhalb der Regierungslogik Positionen der SPD formuliert und 
vertritt, ist nicht erkennbar. In großem Umfang hat die SPD in ihrer Führung mittlerweile 
Narrative der Unionsparteien und der sie umgebenden Think Tanks übernommen, gerade auch 
in wirtschafts- und sozialpolitischen Fragestellungen, in Bezug auf die Verknüpfung von 
Reformen mit Kürzungen oder in Bezug auf vermeintlich notwendige Einschränkungen der 
breiten Bevölkerung. 

In dieses Bild passt auch der aktuelle Grundsatzprogrammprozess. Er ist kaum sichtbar und 
findet weitgehend ohne Wirkung auf die Partei statt; er ist auch mit seiner Orientierung auf ein 
längerfristig orientiertes Programm nur eingeschränkt geeignet, die Antworten zu liefern, die 
die SPD kurzfristig braucht. Im Grundsatzprogrammprozess fehlt sichtbar der Einsatz der 
Vorsitzenden, mit eigenen Perspektiven und Vorschlägen die Debatte aufzumachen. 

Als Jusos Bayern liefern wir mit unserem Jahresthema zu Utopien und mit unseren inhaltlichen 
Debatten zu “Zeitpolitik” einen konkreten Beitrag für eine übergreifende Erzählung zum Thema 
Gerechtigkeit, die in der Lebensrealität der Menschen anschlussfähig ist: Wir wollen mehr Zeit 
für das, was uns erfüllt, mehr Zeit um uns weiterzubilden und mehr Zeit, um für andere 
Menschen da zu sein. 

Der Parteivorstand hat jetzt entschieden, einen Parteikonvent einzuberufen, um diese großen 
inhaltlichen Baustellen anzugehen. Dieser kleinste gemeinsame Nenner ist aus unserer Sicht 
aber bei weitem nicht ausreichend: 

• Der Parteikonvent ist mit 150 Delegierten nicht viel größer als die SPD 
Bundestagsfraktion, in den Delegationen sitzen aus der Erfahrung vor allem diejenigen 
Personen die ohnehin in exponierter Verantwortung in der Partei sind und die bereits 
mitsprechen. 

• Die Grundlage für die aktuelle Politik leitet die SPD Spitze derzeit aus dem 
Mitgliedervotum für den Koalitionsvertrag ab. Weitreichende Beschlüsse mit 
demokratischer Legitimation erfordern daher einen Parteitag und nicht nur einen 
Konvent. 

• Grundlage für einen Kurswechsel ist eine Politisierung der Partei in der Breite. Wir 
müssen wieder stärker und gleichzeitig kanalisierter um den richtigen Kurs ringen. Für 
die Mobilisierung der Breite braucht es einen Parteitag statt eines Konvents. 

• Ein Kurswechsel der SPD erfordert eine große Kraftanstrengung in der öffentlichen 
Debatte. Nur ein Bundesparteitag kann die notwendige Kraft für einen Auftakt 
aufbringen. 

Statt mehr vom Gleichen braucht es jetzt einen radikalen Kurswechsel hin zu Reformen für 
mehr Gerechtigkeit. Die SPD muss als Ganzes, den Kampf dafür aufnehmen, nur ein 
Bundesparteitag kann die dafür nötige Kraft dafür aufbringen. Wir halten daran fest, dass ein 
außerordentlicher Bundesparteitag dringend notwendig ist und setzen uns weiterhin für diesen 
ein. 



Gleichzeitig ist es wichtig, dass wir uns in den anstehenden Parteikonvent inhaltlich einbringen 
und den notwendigen inhaltlichen Kurswechsel auf allen Ebenen der Partei einfordern und aktiv 
vorantreiben. 

Unsere Einschätzung hat sich nicht geändert: Weiterhin ist auch eine personelle Neuaufstellung 
der SPD notwendig. Wir brauchen mehr Sichtbarkeit für Personen in der zweiten Reihe und 
eine gemeinsame Teamaufstellung, die diesen neuen Kurs nach außen ohne Zwänge und ohne 
Einhegung in eine Koalitionsdisziplin vertreten kann.  

Die aktuelle Spitze setzt sichtbar andere als die notwendigen Schwerpunkte und fährt 
wahrnehmbar einen Kurs, der nicht dazu geeignet ist, die SPD wieder stark zu machen. Sowohl 
im öffentlichen Auftritt, als auch im direkten Austausch mit der Parteispitze ist nicht erkennbar, 
dass es dort ein Verständnis der Problemlage und eine ernsthafte Bestrebung gibt, das eigene 
Agieren kritisch zu reflektieren und weiterzuentwickeln. Wir haben weiterhin erheblich Zweifel 
daran, dass die aktuelle Spitze mit ihrem Kurs in der Lage ist, die Kehrtwende glaubhaft zu 
vollziehen.  

Gleichzeitig ist wahr: Ein Personalwechsel an der Spitze der SPD ist kein Selbstzweck. Er ist 
zwar notwendig, aber nicht alleine ausreichend. Niemand glaubt, dass ein Austausch des 
Spitzenpersonals garantiert dazu führt, dass es wieder bergauf geht. Zu kurz gegriffene und 
blinde Rücktrittsforderungen machen wir uns explizit nicht zu eigen.  

Wir werden weiterhin dazu beitragen, dass uns als SPD eine gut vorbereitete, an unseren 
inhaltlichen Zielen und dem notwendigen Kurs ausgerichtete personelle Neuaufstellung 
gelingt.  

Zeit, dass sich was ändert! 

Unsere aktuelle Gesellschaft ist nicht einfach vom Himmel gefallen, sie ist das Ergebnis der 
politischen Kämpfe von gestern. Genau da knüpfen wir an und kämpfen heute für ein besseres, 
gerechteres Morgen. Unser Antrieb dabei ist Hoffnung: Nicht als naive Idee, dass es von selbst 
irgendwie besser werden wird, sondern als konkrete Quelle für unsere Motivation und Kraft. 
Indem wir uns die bessere, gerechtere Zukunft vorstellen, wird sie greifbar und wir können das 
Morgen im Heute greifbar machen. Unsere Utopie kann Menschen begeistern, sich diesem 
Kampf anzuschließen. 

Als Jusos werden wir weiterhin Veränderung von anderen einfordern, aber gleichzeitig selbst 
Teil dieser Veränderung sein. Wir zeigen nicht nur mit dem Finger auf andere, wir machen auch 
selbst: Egal ob vor Ort, in den Gremien oder in unserem persönlichen Umfeld. Was wir tun, tun 
wir, damit sich was ändert. 

 


